
legte Feiertage. Das stand jetzt schon drin, ohne die Änderung. 
Daß es da keine Mißverständnisse gibt. Bitte schön.

Schwanitz (SPD):

Ich möchte darauf hinweisen, daß entsprechend dem Ände­
rungsantrag ein Feiertag, nämlich der 7. Oktober, auch wegfällt. 
Es ist nach meinem Dafürhalten hier nicht die Zeit, über einen 
solchen Änderungsantrag diese doch auch politisch gewichtige 
Frage ausreichend zu diskutieren. Deswegen würde ich meinen, 
daß das separat gesetzestechnisch geklärt werden muß.

(Vereinzelt Beifall - Zurufe: Abstimmen!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Ich stimme jetzt also 
den Änderungsantrag ab, daß in Drucksache Nr. 66 a bei Zif­
fer 101 der Absatz 2 in der von mir vorhin vorgetragenen Weise 
lauten soll. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke schön. Wer ist dagegen? - Danke schön. Wer enthält sich 
der Stimme? - Ich glaube, das ist zweifelsfrei die Mehrheit, die 
diesem Abänderungsantrag zugestimmt hat.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und DSU)

Damit wird der Text in Drucksache Nr. 66 a entsprechend ge-
idert:

„Gesetzliche Feiertage sind der 1. Januar, Karfreitag, Oster­
sonntag, Ostermontag, Himmelfahrt, l.Mai, Pfingstsonn­
tag, Pfingstmontag, Bußtag sowie 25. und 26. Dezember und 
weitere in Rechtsvorschriften sowie regional festgelegte 
Feiertage.“

Zu dem Bericht des Rechtsausschusses haben wir weitere Ab­
änderungsanträge jetzt nicht vorliegen.

(Frau Dr. Albrecht, PDS: Es liegt ein Antrag der PDS vor, und 
ich bitte, daß der verlesen wird.)

Sie können diesen Abänderungsantrag genauso wie der Ver­
treter der Fraktion der CDU gern jetzt wieder einbringen. Er war 
gestern eingebracht, ist zurückverwiesen worden, ist vom Aus­
schuß abgelehnt worden, ist damit zunächst in dieser Runde er­
ledigt. Wenn Sie ihn hier wieder einbringen, bin ich gern bereit, 
ihn zu verhandeln. Bloß, das ist erforderlich, damit er jetzt hier 
weiter verhandelt werden kann. Er ist im Ausschuß abgelehnt 
worden, und uns liegt der Bericht des Ausschusses zugrunde.

rau Dr. Albrecht (PDS):

Herr Präsident, der Antrag liegt Ihnen schriftlich vor, und ich 
bitte Sie, diesen Antrag zu verlesen. Es war der Antrag der PDS, 
daß der § 58 des Arbeitsgesetzbuches durch den Buchstaben (d) 
ergänzt wird, das heißt, daß ein Kündigungsschutz besteht im 
Falle von Krankheit, Arbeitsunfall, Quarantäne und während des 
Urlaubs, und daß der § 115 (e) entsprechend geändert wird, das 
heißt, daß in dieser Zeit dann kein Arbeitsgeld gezahlt wird.

Dieser Antrag liegt Ihnen schriftlich vor, und ich bitte Sie, daß 
Sie darüber abstimmen lassen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich muß Ihnen folgendes sagen: Sie haben Glück, daß ich mir 
diesen Zettel von gestern hierher mitgebracht habe. Aber die 
Unterstellung, er läge mir schriftlich vor und wäre in dieser Le­
sung eingereicht worden, stimmt wohl nicht. - Also, die Präsi­
dentin neben mir meint, sie hätte ihn tatsächlich nicht von ge­
stern, sondern von heute. Dann will ich das glauben und will dar­
über verhandeln. Aber der Zettel sah gestern ganz genauso aus. 
Ich bitte um Verzeihung.

(Vereinzelt Beifall)

Es geht um folgendes - kein Problem, wir verhandeln das jetzt, 
Hauptsache ich habe den Text, alles in Ordnung. Blatt 1 Ziffer 79 
der ursprünglichen Drucksache Nr. 66. Es soll im Zusammen­
hang mit dem §58 auf dieser Seitei der Drucksache 66a ein 
Buchstabe d) eingefügt werden, der lautet:

„Arbeitnehmer während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
wegen Krankheit, Arbeitsunfall, Berufskrankheit, während 
Quarantäne sowie während des Erholungsurlaubs“

Wird dazu das Wort gewünscht? Dann kommen wir zur Ab­
stimmung. Wer ist dafür, daß dieser Buchstabe d) eingefügt 
wird, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich der Stimme? - Die Mehrheit war dagegen, daß das 
aufgenommen wird.

Ja, das ist so, wenn jemand die Feststellung anzweifelt, muß 
gezählt werden. Das tue ich gern. Ich frage noch einmal und bitte 
die Schriftführer zu zählen. Wer ist dafür, daß der Buchstabe d), 
wie ich ihn verlesen habe, aufgenommen wird? Den bitte ich um 
das Handzeichen. - Wer ist dagegen, daß dieser Buchstabe d) 
auf genommen wird? -

Wer enthält sich der Stimme? - Die Abstimmung ist eindeutig 
ausgegangen: 125 Nein-Stimmen, 92 Ja-Stimmen und eine ganze 
Reihe von Enthaltungen, die wir jetzt nicht mehr zählen. Der 
zweite Teil des Abänderungsantrages ist damit gegenstandslos.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Beschlußemp­
fehlung des Rechtsausschusses in der von uns veränderten Fas­
sung und damit zur Schlußabstimmung der zweiten Lesung die­
ses Gesetzes, meinetwegen auch der dritten Lesung.

(Zuruf aus der PDS-Fraktion: Bei der zweiten haben wir alle 
dafür gestimmt!)

Darüber gab es eine kleine Debatte, ob es sich hierbei um die 
Fortsetzung der zweiten Lesung von gestern oder um eine dritte 
Lesung handelt, wir wollen diese jetzt nicht fortsetzen. Jeden­
falls geht es um die Schlußabstimmung zu diesem Gesetz. Wer 
diesem Gesetz entsprechend der Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses zustimmt, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Danke 
schön. Mit einer Reihe Gegenstimmen und einer Reihe Enthal­
tungen ist dieser Beschlußentwurf und damit das Gesetz mehr­
heitlich angenommen.

Jetzt haben wir die zusätzlichen Tagesordnungspunkte erle­
digt. Wir können fortfahren in der ursprünglich ausgedruckten 
Tagesordnung.

(Zur Geschäftsordnung!)

Sie hatten mich darum gebeten, eine Erklärung abgeben zu 
können. Ich wollte Ihnen die Gelegenheit dazu geben, bitte 
schön, drei Minuten.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte im Na­
men der Fraktion Bündnis 90/Grüne und der Bürgerbewegung 
Neues Forum eine Erklärung abgeben, und zwar möchte ich dem 
Präsidium und den Abgeordneten dieses Hauses ein Material 
übergeben, das jetzt hereingetragen wird. Es enthält die Unter­
schriften von 203 000 Bürgerinnen und Bürger unseres Landes, 
die mit ihrer Unterschrift einen Volksentscheid zum Verfas­
sungsentwurf des Runden Tisches fordern. Sie sollten daran er­
messen, daß es nicht nur ein paar wetterharte Studenten sind, 
die auf ihrer Forderung beharren, daß es aber nicht damit getan 
ist, eine Verfassungsdiskussion überhaupt nicht erst in einem 
Verfassungsausschuß zu eröffnen, sondern daß wir damit gut 
beraten sind, nach der Lösung der nationalen Frage auch die Lö­
sung der konstitutionellen Frage zu vereinbaren.

Und vielleicht läßt es Sie als Abgeordnete der Volkskammer 
darüber nachdenken, daß diese Unterschriftslisten für ein Ple­
biszit Sie daran erinnern, daß Sie zwar Abgeordnete der Volks­
kammer sind, aber eben nicht das Volk.

(Anhaltender starker Beifall, vor allem beim Bündnis 90 und der PDS)
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